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(Stromeinspeisungsgesetz) 

A. Zielsetzung 

Das Stromeinspeisungsgesetz hat sich im Hinblick auf das Ziel, 
den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung erheb-
lich zu steigern, die Technologien zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien wesentlich zu verbessern und damit die Exportchancen 
der deutschen Wirtschaft zu erhöhen und die Ziele des Umwelt- 
und Klimaschutzes wirksam umzusetzen, insbesondere hinsicht-
lich der Windenergienutzung, außerordentlich gut bewährt. So 
konnte die Leistung der in Deutschland installierten Windener-
gieanlagen von ca. 70 MW Ende 1990 auf ca. 1 100 MW Ende 
1995 gesteigert werden. Ein Kapazitätsausbau auf über 4 000 MW 
bis zum Jahre 2005 kann unter den geltenden Rahmenbedingun-
gen erwartet werden. Aber auch bei anderen regenerativen Ener-
gien konnten Zuwächse erzielt werden. 

Einzelne Formulierungen des Gesetzes haben sich jedoch als 
lückenhaft erwiesen. Die im Gesetz enthaltene Härteklausel, die 
verhindern soll, daß einzelne Unternehmen zu stark belastet wer-
den, ist kaum praktikabel. Für den Fall, daß zeitweise mehr Wind-
strom im Versorgungsnetz von Versorgungsunternehmen erzeugt 
wird, als zeitgleich in dem Versorgungsgebiet an Strom ver-
braucht wird, fehlt bislang die ausdrückliche Festschreibung 
einer Abnahmepflicht für vorgelagerte Unternehmen. Für die Un-
ternehmen der Verbundstufe ist die Härteklausel bislang nicht 
anwendbar. Es fehlt eine ausdrückliche Regelung für Erzeu-
gungsanlagen in Küstengewässern. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf zielt darauf, in diesen Bereichen 
präzise und praktikable Regelungen zu schaffen. 
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B. Lösung 

Durch das Änderungsgesetz wird eine Konkretisierung der Härte-
klausel, eine Einbeziehung der Verbundstufe in die Härtefallrege-
lung und eine Klarstellung im Hinblick auf die Abnahmepflicht 
der Elektrizitätsversorgungsunternehmen untereinander bei den 
Bedarf übersteigenden Strommengen aus regenerativen Energien 
erreicht. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die vorgeschlagenen Regelungen entstehen keine zusätzli-
chen Kosten für die öffentlichen Haushalte. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (441) - 630 01- En 61/96 
Bonn, den 25. Juli 1996 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 698. Sitzung am 14. Juni 1996 beschlossenen Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Energien in das öffentliche Netz (Stromeinspeisungsgesetz) mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wi rtschaft. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 



Drucksache 13/5357 (neu)  Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Einspeisung 
von Strom aus erneuerbaren Energien in das öffentliche Netz 
(Stromeinspeisungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Einspeisung von Strom aus er-
neuerbaren Energien in das öffentliche Netz (Strom-
einspeisungsgesetz) vom 7. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2633) geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1618), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 1 und 2 Nr. 1 werden die Wörter „von 
Holz" durch die Wörter „von land- und forstwirt-
schaftlichen Produkten" .ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut des § 2 wird Absatz 1. 

b) § 2 Abs. 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„Für Strom aus Erzeugungsanlagen, die sich 
nicht im Versorgungsgebiet eines Elektrizitäts-
versorgungsunternehmens befinden, ist das-
jenige Unternehmen nach Satz 1 verpflichtet, 
zu dessen Versorgungsgebiet die kürzeste Ent-
fernung vom Standort der Anlage besteht." 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Soweit der nach diesem Gesetz einge-
speiste Strom den zeitgleichen Strombedarf im 
Versorgungsgebiet des Elektrizitätsversor-
gungsunternehmens übersteigt, ist das vorgela-
gerte Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
verpflichtet, den übersteigenden Anteil aufzu-
nehmen und dem erstgenannten Unternehmen 
hierfür die nach diesem Gesetz zu leistende 
Vergütung zu erstatten. Als eingespeister Strom 
gilt auch die Aufnahme nach Satz 1." 

3. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „von Holz" 
durch die Wörter „von land- und forstwirtschaft-
lichen Produkten" ersetzt. 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§4 

Härteklausel 

(1) Soweit die nach diesem Gesetz zu vergüten-
den Kilowattstunden (kWh) 5 vom Hundert der 
vom Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Ka-
lenderjahr insgesamt bezogenen und selbst er-
zeugten kWh übersteigen, ist das vorgelagerte 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen verpflichtet, 
dem aufnehmenden Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen die Mehrkosten, die durch die die-
sen Anteil übersteigenden kWh entstehen, zu er-
statten, Als Mehrkosten im Sinne dieses Gesetzes 
gilt auch der Erstattungsanspruch nach Satz 1. Ist 
ein vorgelagertes Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen nicht vorhanden, so entfällt für diejenigen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, bei denen 
die in den Sätzen 1 und 2 bezeichneten Vorausset-
zungen vorliegen, mit Beginn des Kalenderjahres, 
das auf den Eintritt dieser Voraussetzungen folgt, 
die Pflicht nach § 2 Abs. 1 bei Anlagen, die zu die-
sem Zeitpunkt in wesentlichen Teilen noch nicht 
errichtet waren. 

(2) Die Verpflichtungen nach den §§ 2 und 3 be-
stehen nicht, soweit ihre Einhaltung auch bei An-
wendung der Erstattungsregelung nach Absatz 1 
eine unbillige Härte darstellt. In diesem Fall gehen 
die Verpflichtungen auf das vorgelagerte Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen über. " 

Artikel 2 

Artikel 1 tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemein 

Das geltende Stromeinspeisungsgesetz hat sich im 
Hinblick auf die erwünschte Steigerung des Anteils 
erneuerbarer Energien an der Stromversorgung, die 
Entwicklung von Technologien zur Nutzung erneuer-
barer Energien und der damit verbundenen Ener-
gieeinsparungs- und Klimaschutzwirkung außer-
ordentlich gut bewährt. Nach der Beurteilung der 
Bundesregierung hat das Gesetz „die Chancen für 
den Einsatz erneuerbarer Energien zur Stromerzeu-
gung außerhalb des Bereichs der Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen selbst wesentlich verbessert". 

Einzelne Formulierungen des Gesetzes haben sich 
jedoch in der Praxis als lückenhaft bzw. nicht prakti-
kabel erwiesen. 

- Die zum Zwecke einer gleichmäßigeren Vertei-
lung der insbesondere durch die Windenergie 
bedingten Zusatzkosten bei einzelnen, besonders 
betroffenen Unternehmen vorgesehene Härte-
klausel wurde bislang noch nicht angewendet und 
ist auch kaum praktikabel. 

- Für die Unternehmen der Verbundstufe ist die 
Härteklausel bislang nicht anwendbar, obwohl 
auch auf dieser Versorgungsstufe in Zukunft - zu-
mindest theoretisch - nicht mehr zumutbare Bela-
stungen eintreten könnten. 

- Für den Fall, daß zeitweise mehr Windstrom im 
Versorgungsnetz von Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen erzeugt wird, als zeitgleich in dem Ver-
sorgungsgebiet Strom verbraucht wird, ist bislang 
nicht ausdrücklich die Abnahmepflicht für vorge-
lagerte Unternehmen im Gesetz festgeschrieben. 

- Obwohl das Gesetz in dem gesamten Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland gilt, fehlt für den Be-
reich der Küstengewässer eine ausdrückliche Re-
gelung. 

Der vorliegende Gesetzentwurf zielt darauf ab, in 
den vorgenannten Bereichen praktikable und präzise 
Regelungen zu schaffen. 

B. Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 und 3 

Biogasanlagen, die allein Gülle verarbeiten, fallen 
eindeutig unter das Stromeinspeisungsgesetz. Die al-
leinige Gülleverarbeitung ist in der Praxis der Aus-
nahmefall. In der Regel werden mit einem Anteil von 
20 bis 25v. H. auch Rest- und Abfallstoffe aus der ge-
werblichen Verarbeitung landwirtschaftlicher Pro-
dukte (z. B. Preßrückstände aus der Obstverarbei-
tung, Küchen- und Kantinenabfälle, Schlachthofab-
fälle) beigefügt. Dies ist technisch notwendig, um 
eine hinreichende Effizienz und Wirksamkeit des 

Vergasungsprozesses zu erzielen. Insofern dient 
diese Änderung der Klarstellung. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b 

Für Anlagen, die im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, jedoch nicht im Versorgungsgebiet 
eines EVU liegen, enthält das Gesetz bisher keine 
ausdrückliche Regelung. Durch die Neuregelung 
wird klargestellt, welches Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen zur Aufnahme und Vergütung nach 
diesem Gesetz verpflichtet ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c 

Hierdurch wird sichergestellt, daß der eingespeiste 
Strom auch dann in das öffentliche Netz aufzuneh-
men und zu vergüten ist, wenn das örtliche Versor-
gungsunternehmen für diesen eingespeisten Strom 
keinen Bedarf bzw. keine Absatzmöglichkeiten hat. 
Windstrommengen, die zeitweise oder dauernd die 
Absatzmöglichkeiten des Elektrizitätsversorgungs-
unternehmens übersteigen, sind von dem vorge-
lagerten Elektrizitätsversorgungsunternehmen dem 
erstgenannten abzunehmen, und die nach diesem 
Gesetz zu leistende Vergütung ist diesem zu erstat-
ten. 

Satz 2 regelt den Fa ll, daß z. B. ein regionales Unter-
nehmen auch Strom von einem kommunalen Unter-
nehmen nach Satz 1 abnehmen muß, dessen Anteil 
regenerativer Energien zeitweise die örtlichen Ab-
satzmöglichkeiten übersteigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Durch die vorgeschlagene Neufassung der Härte-
klausel wird sichergestellt, daß eine großräumige 
Verteilung der mit dem Stromeinspeisungsgesetz 
verbundenen Kosten erfolgt und einzelne kommu-
nale bzw. regionale Versorgungsunternehmen nicht 
außergewöhnlich belastet werden. Die Vorteile der 
Nutzung regenerativer Energien kommen nicht nur 
den Menschen in den Regionen zugute, in denen 
diese Nutzung ganz überwiegend erfolgt, sondern 
der Gesamtbevölkerung. 

Die in der bisherigen Härtefallregelung enthaltene 
Orientierung an dem von vielen wi rtschaftlichen 
Randbedingungen abhängenden und über dies 
Ermessensspielräume enthaltenden Kriterium „spür-
bare Erhöhung der Stromabgabepreise über die 
Preise gleichartiger oder vorgelagerter Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen" wird ersetzt durch das für 
alle Unternehmen gleichermaßen geltende und ein-
deutig zu bestimmende Kriterium „5 vom Hundert 
der vom Elektrizitätsversorgungsunternehmen im 
Kalenderjahr insgesamt bezogenen und selbst er-
zeugten Kilowattstunden" . Durch diese Neuregelung 
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wird auch verhindert, daß solche EVU, die trotz 
hoher Anteile an eingespeisten Kilowattstunden 
durch ansonsten besonders wi rtschaftliches Handeln 
erreichen, daß die Strompreise vergleichsweise nied-
rig bleiben, gegenüber anderen EVU benachteiligt 
werden. 

Durch Satz 2 wird sichergestellt, daß bei der Berech-
nung der Grenze, ab der der Erstattungsanspruch 
z. B. für ein regionales Unternehmen besteht, auch 
die Strommengen berücksichtigt werden, für die die-
ses Unternehmen beispielsweise einem kommunalen 
Unternehmen wegen des Überschreitens der 5 vom 
Hundert-Grenze Erstattungen leistet. 

Die vorgesehene Erstattungsregelung durch das vor-
gelagerte EVU ist sachgerechter als der bisher gene-
rell geltende Übergang der Abnahme- und Vergü-
tungspflicht auf das vorgelagerte EVU, da auf diese 
Weise zusätzliche Leitungsbau- oder Durchleitungs-
erfordernisse vermieden werden. Der Übergang der 
Aufnahme- und Vergütungspflicht auf das vorgela-
gerte Elektrizitätsversorgungsunternehmen wird mit 
§ 4 Abs. 2 auf die Fälle beschränkt, bei denen die Er-
stattung von Teilen der Mehrkosten nach Absatz 1,. 
insbesondere aus netztechnischen Gründen, zur Ver-
meidung unbilliger Härten nicht ausreicht. Ein sol-
cher Fall  kann z. B. dann eintreten, wenn bei einem 
kleineren EVU die eingespeiste Leistung aus regene-
rativen Energien die Höchstlast des Unternehmens 
übersteigt. 

Durch die  Regelung in Absatz 1 Satz 3 wird sicher-
gestellt, daß auch die Verbundunternehmen, bei de-
nen kein vorgelagertes Elektrizitätsunternehmen exi-
stiert, im Hinblick auf den Härtefall den anderen Un-
ternehmen gleichgestellt werden und daß die Bela-
stungen einzelner Verbund-Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen und das mögliche Entstehen über-
regionaler Ungleichgewichte in einem zumutbaren 
Rahmen bleibt. 

Der Eintritt der Härtefallvoraussetzungen bei einem 
Verbundunternehmen kann in der Regel erst im 
nachhinein festgestellt werden, wenn die abnahme-
pflichtigen Elektrizitätsversorgungsunternehmen ihre 
Erstattungsansprüche geltend gemacht haben. Die 
Härtefallregelung sieht daher vor, daß bei Eintritt der 
Härtefallvoraussetzungen bei einem Verbundunter-
nehmen vom darauffolgenden Kalenderjahr an für 
das Verbundunternehmen und die ihm gegenüber 
erstattungsberechtigten Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen bei Neuanlagen die Pflicht nach § 2 Abs. 1 
entfällt; Abnahmepflichten auf anderer (z. B. kartell-
rechtlicher) Grundlage bleiben unberüh rt . Damit 
wird zugleich Investitionssicherheit für bereits in we-
sentlichen Teilen errichtete Anlagen gewährleistet. 

Die Härtefallregelung für die Verbundebene hat vor-
sorglichen Charakter. Da mit dem Eintritt des Härte-
falls bei einem Verbundunternehmen erst auf mittle-
re Sicht gerechnet werden muß, wird es Aufgabe des 
Gesetzgebers sein, unter Berücksichtigung der zwi-
schenzeitlichen Entwicklung rechtzeitig über alter-
native Lösungen zu entscheiden, die die finanziellen 
Rahmenbedingungen für die Einspeisung von Strom 
aus erneuerbaren Energien dauerhaft sichern. 

Entschließung 

Eine verstärkte Nutzung der Windenergie auf verläß-
licher Grundlage erfordert auch eine baurechtliche 
Absicherung der Errichtung von Windkraftanlagen 
im Außenbereich. Der Bundesrat erinnert daher an 
seinen am 14. Juli 1995 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuches, BR

-

Drucksache 153/95 (Beschluß), und forde rt  den Deut-
schen Bundestag und die Bundesregierung auf, ihre 
Beratungen hierzu noch im Vorfeld der bevorstehen-
den umfassenden Novellierung des BauGB zum Ab-
schluß zu bringen, damit ein Genehmigungsstau bei 
der Errichtung von Windkraftanlagen verhindert wird. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

I. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Die Nutzung erneuerbarer Energien ist seit Inkraft-
treten des Stromeinspeisungsgesetzes vor allem 
durch einen verstärkten Einsatz der Windkraft zur 
Stromerzeugung erheblich vorangekommen. Dieser 
positive Aspekt des Gesetzes hat aber andererseits in 
einigen Regionen mit besonders windgünstigen 
Standorten zu steigenden finanziellen Belastungen 
der Versorgungsunternehmen und ihrer Abnehmer 
geführt. Dies gilt insbesondere für die Küsten; aber 
auch im Binnenland können einzelne Versorgungs-
unternehmen und ihre Abnehmer besonders belastet 
werden. Die Bundesregierung hat dazu bereits in 
dem Erfahrungsbericht des Bundesministeriums für 
Wirtschaft vom Herbst 1995 an den Deutschen Bun-
destag (BT-Drucksache 13/2681) Stellung genommen. 

Im Gesetzentwurf des Bundesrates kommt zum Aus-
druck, daß Belastungen der Stromversorgungsunter-
nehmen und ihrer Abnehmer durch das Stromein-
speisungsgesetz nach Auffassung insbesondere der 
hauptbetroffenen Länder regional ein zumutbares 
Maß bereits überschritten haben oder demnächst 
überschreiten können. 

Weil derartige Fälle von Anfang an nicht auszuschlie-
ßen waren, enthält bereits das geltende Gesetz eine 
Härteklausel, die allerdings bisher in keinem Fa ll an-
gewendet worden ist. Obwohl eine effektive Hand-
habbarkeit auch der geltenden Klausel durchaus 
möglich erscheint, sieht die Bundesregierung Vor-
teile in einer gesetzlichen Konkretisierung. 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf be-
grenzte, vor allem klarstellende Ergänzungen des 
geltenden Gesetzes. 

Insgesamt sieht sich die Bundesregierung durch den 
Antrag des Bundesrates in ihrer Absicht bestärkt, das 
Stromeinspeisungsgesetz insbesondere unter den 
im Erfahrungsbericht des Bundesministeriums für 
Wirtschaft genannten Aspekten zu überprüfen. 

II. Zu den Vorschlägen im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Das geltende Gesetz fördert die Nutzung von Pro-
dukten und biologischen Rest- und Abfallstoffen in 
der Forst- und Landwirtschaft nur, soweit diese Stoffe 
nicht gewerblich be- oder verarbeitet worden sind. 
Eine Ausnahme gilt derzeit nur für Holz, das auch 
aus der gewerblichen Be- und Verarbeitung stam-
men darf. 

Der Vorschlag des Bundesrates bezieht auch alle son-
stigen be- und verarbeitenden Stoffe in das Gesetz 
ein, sofern sie ihren Ursprung in der Forst- und Land-
wirtschaft haben. Im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren wird insbesondere zu prüfen sein, ob der Vor-

schlag zu einer sachgerechten Abgrenzung der För

-

derung der Stromerzeugung aus Biomasse führen 
würde; dabei ist sicherzustellen, daß eine zu umfas-
sende Förderung der gewerblichen Abfallentsorgung 

durch die Stromverbraucher vermieden wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Bundesregierung stimmt der Konkretisierung der, 
Abnahmepflicht für Off-shore-Anlagen grundsätzlich 
zu. Dabei sollte aber klargestellt werden, daß es sich 
nur um solche Erzeugungsanlagen handeln kann, 
die auf deutschem Hoheitsgebiet errichtet worden 
sind. Dies entspricht der Auslegung des geltenden 
Stromeinspeisungsgesetzes, wie sie im Erfahrungs-
bericht des Bundesministeriums für Wi rtschaft zum 
Stromeinspeisungsgesetz an den Deutschen Bundes-
tag (BT-Drucksache 13/2681 S. 4) ihren Niederschlag 
gefunden hat. 

Die in Nummer 2 Buchstabe c vorgesehene Regelung 
enthält eine Abweichung vom geltenden Recht: 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist nach dem 
geltenden Stromeinspeisungsgesetz das jeweilige 
Versorgungsunternehmen im Rahmen des technisch 
Möglichen verpflichtet, durch das Stromeinspei-
sungsgesetz begünstigten Strom auch dann abzu-
nehmen, wenn es diesen Strom nicht zeitgleich in 
seinem eigenen Versorgungsgebiet absetzen kann. 
Der Bundesrat schlägt demgegenüber vor, in solchen 
Fällen das vorgelagerte Versorgungsunternehmen 
zur Abnahme und Vergütung zu verpflichten. Die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer solchen 
Rechtsänderung hängen vor allem von der künftigen 
Ausgestaltung der Härteklausel ab. Eine Entschei-
dung sollte daher im Zusammenhang mit einer evtl. 
Weiterentwicklung dieser Klausel getroffen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Hierbei handelt es sich lediglich um eine Folgeände-
rung zum Vorschlag in Artikel 1 Nr. 1. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die vorgeschlagene Konkretisierung der Härteklau-
sel des geltenden Gesetzes stellt den Ke rn  des Geset-
zesvorschlags des Bundesrates dar. Im Ergebnis sol-
len die jeweiligen Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men verpflichtet sein, höchstens eine Strommenge 
von 5 v. H. ihres Stromaufkommens nach dem Strom-
einspeisungsgesetz zu vergüten. Für darüber hinaus-
gehende Mengen soll das jeweils vorgelagerte Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen die entstehenden 
Mehrkosten tragen. Soweit kein vorgelagertes Ver-
sorgungsunternehmen vorhanden ist, soll für neu 
hinzukommende Anlagen die Abnahme- und Ver- 
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gütungspflicht nach dem Stromeinspeisungsgesetz 
entfallen. Der Vorschlag des Bundesrates begrenzt 
damit die Abnahme- und Vergütungspflicht auch auf 
der Verbundebene. 

Es bedarf noch weiterer Prüfung, ob dieser Vorschlag 
geeignet ist, die vor allem im Bereich der Windener-
gie aufgetretenen Probleme sachgerecht zu lösen. 
Dies gilt sowohl für den vorgeschlagenen Weg der 
Begrenzung der Abnahme- und Vergütungspflicht 
als auch für den vorgesehenen Prozentsatz. Die wirt-
schaftlichen Auswirkungen der 5 v. H.-Regel dürfen 
dabei nicht nur vor dem Hintergrund der derzeit 
vergleichsweise niedrigeren Strompreise in Nord-
deutschland gesehen werden, da diese Begrenzung 
auch in Gebieten gelten würde, die bereits jetzt mit 
höheren Strompreisen belastet sind. Im Ergebnis 
könnten dadurch industrielle Verbraucher in ihrer 
Wettbewerbssituation fühlbar beeinträchtigt werden. 

Darüber hinaus ist auch die angestrebte Einführung 
von mehr Wettbewerb in der Versorgungswirtschaft 
zu berücksichtigen. Am 20. Juni 1996 ist im Energie-
ministerrat der Europäischen Union über die Binnen-
markt-Richtlinie Elektrizität Einvernehmen erzielt 
worden. Diese Richtlinie wird - nach Billigung durch 
das Europäische Parlament und Umsetzung in natio-
nales Recht - zu einer wettbewerblichen Öffnung der 
Strommärkte führen. Die für diese Legislaturpe riode 
angekündigte nationale Reform des energierecht

-

lichen Ordnungsrahmens verfolgt das gleiche Ziel. 
Für diese Reform soll das Gesetzgebungsverfahren 
kurzfristig eingeleitet werden. 

In einem stärker wettbewerblich geprägten Ord-
nungsrahmen werden die Auswirkungen einseitiger 
Kostenbelastungen einzelner Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen und daraus resultierende regio-
nale Strompreisverzerrungen deutlicher fühlbar sein. 
Dies wäre bei der Festlegung eines bestimmten Pro-
zentsatzes im Rahmen der Härteklausel zu berück-
sichtigen. Das gleiche gilt für die Belastungen der 
Stromabnehmer, und zwar insbesondere solcher mit 
hohem Stromverbrauch oder hohem Stromkostenan-
teil an den Produktionskosten. 

Die Bundesregierung ist sich andererseits bewußt, 
daß die Begrenzung der Belastung durch das Strom

-

einspeisungsgesetz auf einen bestimmten Prozent-
satz des Stromaufkommens zu einer Begrenzung des 
Ausbaus erneuerbarer Energien auf der Basis des 
Stromeinspeisungsgesetzes in besonders geeigneten 
Regionen führen könnte. Deshalb liegt es auch im 
Interesse des verstärkten Einsatzes erneuerbarer 
Energien, nicht nur über eine Begrenzung der Bela-
stung bei Versorgungsunternehmen und Verbrau-
chern nachzudenken, sondern auch zu prüfen, ob im 
Bereich der Windenergie eine Senkung der gesetz-
lichen Mindestvergütung ohne Beeinträchtigung der 
Wirtschaftlichkeit der Anlagen möglich wäre. Eine 
geringere Förderung je Kilowattstunde ließe - bei 
gleicher Belastung der Stromverbraucher - einen 
stärkeren Ausbau der Windenergie zu. Derartige 
Vorschläge hat der Bundesrat nicht übernommen, 
obwohl sie in den Ausschußberatungen von den 
hauptbetroffenen Ländern vorgeschlagen worden 
sind. 

Der technische Fortschritt bei den Windkraftanlagen 
wird in zunehmendem Maß dazu führen, daß die 
gegenwärtigen Förderbedingungen an besonders 
windgünstigen Standorten besser sind, als es für 
einen wirtschaftlichen Bet rieb der Anlagen geboten 
ist. Dies würde jedenfalls dann gelten, wenn die Ver-
gütungssätze nach dem geltenden Stromeinspei-
sungsgesetz über die gesamte Lebensdauer der An-
lage bezahlt würden. Ferner sollte in die Überlegun-
gen einbezogen werden, daß technisch gleiche An-
lagen an unterschiedlich günstigen Standorten stark 
abweichende Strommengen erzeugen. Dies könnte 
zumindest an besonders windgünstigen Standorten 
ebenfalls zu einer Überförderung führen. 

Die Bundesregierung wird zu diesen Fragen im 
Laufe der Beratungen des Gesetzentwurfes im 
Deutschen Bundestag noch im einzelnen Stellung 
nehmen. 

III. Zur Entschließung 

Dem in der Entschließung des Bundesrates ange-
sprochenen Anliegen wird durch das Gesetz zur Än-
derung des Baugesetzbuches Rechnung getragen, 
das demnächst in Kraft treten soll. 


